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Schüler. Diese werden heute
nicht mehr in Sonder- und Klein-
klassen unterrichtet, sondern
wenn immer möglich in die Re-
gelschule integriert. Zu dieser in-
klusiven Bildung sind die Kanto-
ne seit mehr als zehn Jahren ge-
setzlich verpflichtet. Mit dem
Systemwechsel stieg der Bedarf
an Heilpädagogen schlagartig –
eine Nachfrage, die noch immer
bei weitem nicht gedeckt ist.

«Hoffnungslose» Situation
Eine repräsentative Umfrage des
Schulleiterverbands vom Mai
verdeutlicht das Problem: Zwei
Drittel der über tausend Teilneh-
mer mussten zu diesem Zeit-
punkt noch mindestens eine
Heilpädagogenstelle besetzen. 81
Prozent davon bezeichneten die
Situation als schwierig oder gar
als «hoffnungslos». Das ist umso
bemerkenswerter, als die integra-
tive Förderung gemäss 57 Pro-
zent der Schulleiter eines der
Top-3-Themen ist, die sie um-
treiben – qualifiziertes Personal
wäre für sie eine wichtige Voraus-
setzung zur Bewältigung dieser
Herausforderung.

Der Mangel hat Folgen für den
Unterricht. «Förderbedürftige
Kinder erhalten nicht die Unter-
stützung, die sie brauchten. Und
die Klassenlehrer werden bei der
anspruchsvollen Aufgabe der in-
tegrativen Schulung nur ungenü-

gend unterstützt – eine unhaltba-
re Situation», sagt Franziska Pe-
terhans, Zentralsekretärin des
Lehrerdachverbands LCH. Eben-
so «verheerend» sei es, wenn statt
Heilpädagogen Schulassistenten
ohne pädagogische Ausbildung
eingesetzt würden, wie dies in
manchen Gemeinden geschehe.

Behördenvertreter beurteilen
das gleich. «Es ist nicht gut, dass
relativ viele Stellen mit nicht aus-
gebildeten Heilpädagogen be-
setzt werden müssen. Dadurch
werden die Schüler nicht optimal
gefördert», sagt etwa Charles Vin-
cent, Leiter der Luzerner Dienst-
stelle für Volksschulbildung.

Doch warum gelingt es seit
mehr als zehn Jahren nicht, aus-
reichend Heilpädagogen zu rek-
rutieren? Marion Völger, Leiterin
des Zürcher Volksschulamts,
führt das auf mehrere Entwick-
lungen zurück. Sie verweist auf
die Demografie und die Pensio-
nierungswelle in der Babyboo-
mer-Generation der Lehrer-
schaft. Bei den Heilpädagogen
komme eine jährlich stark stei-
gende Sonderschulquote dazu.
Das heisst: Seit der Integration
von Sonderschülern in die Regel-
klasse wurden mehr Kinder bei
Abklärungen für unterstützungs-
bedürftig befunden als vor dem
Systemwechsel. Das habe zusätz-
lichen Bedarf an Heilpädagogen
generiert. Aktuell stabilisiere

Bangen bis zum Schluss: Unzähli-
gen Gemeinden in der Schweiz ist
es erst kurz vor Schuljahresbe-
ginn gelungen, alle Lehrerstellen
zu besetzen. Doch der vermeintli-
che Erfolg auf der Zielgeraden ist
trügerisch, denn vielerorts stehen
jetzt nicht ausreichend qualifi-
zierte Lehrkräfte in den Schul-
zimmern. Betroffen sind vor al-
lem die schulischen Heilpädago-
gen: Nur 50 bis 60 Prozent der
Lehrpersonen, die in dieser Funk-
tion tätig sind, verfügen über eine
entsprechende Ausbildung, wie
Barbara Fäh bestätigt. Sie ist Rek-
torin der Interkantonalen Hoch-
schule für Heilpädagogik (HfH),
die von 13 Kantonen und dem
Fürstentum Liechtenstein getra-
gen wird. Häufig sind es Lehrper-
sonen ohne Zusatzausbildung
oder sogar berufsfremde Klassen-
assistenten, die diese Aufgaben
übernehmen.

Dabei spielen die Heilpädago-
gen eine elementare Rolle im
Schulalltag. Sie unterstützen lek-
tionenweise verhaltensauffällige,
behinderte und lernschwache

SCHULE Jeder zweite Heil-
pädagoge ist nicht für seine 
Aufgabe im Klassenzimmer 
ausgebildet. Behörden und 
Bildungsvertreter sind sich 
einig: Das muss sich ändern. 
Trotzdem ist keine Besserung 
der Situation absehbar.

Ab sofort wird die 
Eidgenossenschaft 
offiziell darauf 
zählen, dass ihr 
die aromatische 
Pflanze auch in den 
Folgejahren die 
Bilanz aufbessert.

Der Bedarf an
Heilpädagogen
stieg mit dem
Systemwechsel.

sich diese Quote aber wieder, so
Völger.

Nadelöhr Ausbildung
Fakt ist aber auch, dass die Heil-
pädagogik-Ausbildung ein Nadel-
öhr ist. Einerseits schrecke ein
Zweitstudium viele Lehrer ab,
sagt Bernard Gertsch, Präsident
des Schulleiterverbands. «Es
muss sicher überlegt werden, ob
die Ausbildung nicht bereits nach
der Matura absolviert werden
kann», sagt auch Charles Vincent.
Andererseits werden die Studien-
plätze teils knapp gehalten: «Wir
könnten mehr Personen ausbil-
den – die Plätze sind aber durch
die Finanzierung der Kantone be-
grenzt», sagt Fäh. Jeder Träger-
kanton entscheide jährlich, wie
viele Heilpädagogen er an der
HfH ausbilden wolle. Die Pädago-
gische Hochschule Bern, die kei-
ne Platzbeschränkung kennt, ver-
zeichnete gemäss Sprecher Mi-
chael Gerber zuletzt mehr Anmel-
dungen: Für diesen Herbst haben
sich 85 Heilpädagogik-Studieren-
de eingeschrieben, 2017 waren es
65. Trotz der zu tiefen Zahlen
sieht die Erziehungsdirektoren-
konferenz (EDK) keinen Hand-
lungsbedarf. Sie verweist auf die
Verantwortung der Kantone und
auf die gesamtschweizerische Zu-
nahme der Studierendenzahl von
1700 auf 2100 in den letzten sie-
ben Jahren. Raphaela Birrer

Ab sofort zählt der Bund auf Cannabis

Den einen hilft es gegen Entzün-
dungen, Übelkeit und ange-
spannte Nerven, die anderen
schätzen es schlicht als Genuss-
mittel: In den letzten zwei Jahren
verzeichnete der Handel mit le-
galem Cannabis weltweit ein-
drückliche Wachstumszahlen.
Davon profitieren auch die Bun-
desfinanzen in der Schweiz, wie
aus der neuen Hochrechnung des
Jahresergebnisses 2018 hervor-
geht. Demnach dürften Ende
2018 «nicht budgetierte Einnah-
men aus Verkäufen von legalem
Cannabis» im Umfang von

15 Millionen Franken angefallen
sein. Dies teilte das Finanzdepar-
tement am Mittwoch mit. 2017
hatte der Bund aus den Tabak-
steuern auf legalen Joints noch
gut 13 Millionen Franken einge-
nommen. Sollte sich die Progno-
se für 2018 bewahrheiten, wür-
den die Erträge gegenüber dem
Vorjahr also ansteigen.

Ein Wachstumsmarkt
Damit nicht genug: Ab sofort wird
die Eidgenossenschaft offiziell
darauf zählen, dass ihr die aroma-
tische Pflanze auch in den Folge-
jahren die Bilanz aufbessert. Wie
Sarah Pfäffli, Sprecherin der Fi-
nanzverwaltung, auf Anfrage be-
stätigt, wird das Bundesbudget
2019 erstmals mit Geld aus der
Besteuerung von «Gras» kalku-

lieren. Der Voranschlag, der in
rund zwei Wochen publiziert
werden dürfte, sieht gemäss
Pfäffli Einnahmen in etwa dersel-
ben Höhe wie 2018 vor: 15 Millio-
nen Franken. Man stufe den Can-
nabishandel nach wie vor als
Wachstumsmarkt ein, rechne
aber auch mit mehr Wettbewerb
und Verdrängung, so Pfäffli. Die-
se zwei Effekte führten zur Er-
wartung im bisherigen Umfang.

Dass der Bund zuvor davon ab-
gesehen hatte, Hanf ins Budget
einzubeziehen, ist mit fehlender
Erfahrung zu erklären. Der Ver-
kauf von Cannabis ist nur dann
erlaubt, wenn es keinen Drogen-
rausch verursachen kann: Die
Pflanze darf zu maximal 1 Pro-
zent aus der hierfür verantwortli-
chen Substanz THC bestehen.

Gerade mal zwei Jahre ist es her,
dass das Bundesamt für Gesund-
heit erstmals den Verkauf von
THC-armen Rauchwaren aus
Hanf genehmigte – wenig Zeit,
um die Dynamik des Marktes zu-
verlässig einschätzen zu lernen.

Dies wird sich in den kommen-
den Jahren nun ändern. Inner-
halb des Voranschlags mit or-
dentlichen Totaleinnahmen von
nahezu 73 Milliarden Franken
(Hochrechnung 2018) ist der
Budgetposten Cannabis zwar ein
Winzling. Aber immerhin: Laut
Zollverwaltung waren zuletzt
rund 630 Hersteller registriert,
und für 2018 ist mit einem Um-
satz von gegen 60 Millionen
Franken zu rechnen. Cannabis ist
definitiv zum Wirtschaftsfaktor
geworden. Fabian Renz

BUNDESFINANZEN Die 
Hanfpflanze wird zum offiziel-
len Budgetposten. Der Bund 
erwartet Einnahmen von
15 Millionen Franken.

Problem erkannt – Lösung unbekannt

Zentrale Rolle im 
Schulalltag: 
Heilpädagogen 
unterstützen 
behinderte und 
lernschwache 
Schüler. 
Foto: Doris Fanconi
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SP-Frauen fordern 
Beobachtungsstelle
Nach dem Angriff auf Frauen in 
Genf fordern die SP-Frauen 
Massnahmen – etwa eine Prä-
ventionskampagne «Nein heisst 
Nein» und eine unabhängige Be-
obachtungsstelle. Gestern haben 
sie einen Fünf-Punkte-Plan prä-
sentiert. Neben der Kampagne 
wollen sie, dass Beratungs- und 
Therapieangebote sowie Frau-
enhäuser ausgebaut werden. Ak-
tuell gebe es nur 300 Betten in 
Frauenhäusern, benötigt wür-
den mindestens 750. sda

LÖHNE

Für Massnahmen
gegen Ungleichheit
Grosse Unternehmen sollen 
prüfen müssen, ob sie Männern 
und Frauen für gleichwertige 
Arbeit gleich viel zahlen. Nach 
dem Ständerat hat sich auch die 
vorberatende Nationalratskom-
mission knapp dafür ausgespro-
chen. Sie beantragt dem Rat mit 
Stichentscheid von Präsidentin 
Christine Bulliard-Marbach 
(CVP), die Änderungen des 
Gleichstellungsgesetzes 
anzunehmen. sda

InKürze

Ziel: Mitte 
Oktober 

Krise? Blockade? Für den Bun-
desrat offenbar inexistent, so
weit es das Rahmenabkommen
mit der EU betrifft. Darauf lässt
zumindest das Tempo schliessen,
das die Regierung anschlägt: Ge-
mäss dem Zeitplan, den Aussen-
minister Ignazio Cassis am Don-
nerstag der Aussenpolitischen
Kommission (APK) des Stände-
rats skizzierte, will der Bundesrat
in zwei Monaten am Ziel sein – so
hat es diese Zeitung aus mehre-
ren Quellen erfahren. Mitte Sep-
tember soll der Bundesrat dem-
nach einen Vertragsentwurf ver-
abschieden, um ihn dann der EU
zu unterbreiten. Mitte Oktober,
so Cassis gegenüber der APK,
würde der Ministerrat der EU
über den Vorschlag entscheiden.
Pikanterweise stünde an jener
Sitzung auch der Brexit auf der
Traktandenliste.

Kommissionsmitglieder zei-
gen sich erstaunt über die ambi-
tionierte Agenda. Ein Konsens
mit der EU scheint derzeit in wei-
ter Ferne. Streitfragen betreffen
etwa die umstrittene Unionsbür-
gerrichtlinie, die Entschädigung
von EU-Arbeitslosen – und den
Schutz der hiesigen Löhne, den
die EU ihrer eigenen Rechtspre-
chung unterstellen will. Die
Schweizer Gewerkschaften lehn-
ten es letzte Woche ab, darüber
nur schon zu diskutieren.

Cassis seinerseits gab sich
gegenüber der APK für den Fall,
dass die Verhandlungen schei-
tern sollten, vergleichsweise ge-
lassen. Dem Vernehmen nach ge-
stand er aber freimütig ein, dass
hierzu innerhalb des Bundesrats
kein Konsens herrsche. Das Gre-
mium sei bezüglich Rahmenab-
kommen «heterogen» einge-
stellt. Immerhin scheinen die
Kontakte mit den Gewerkschaf-
ten nicht völlig abgerissen. Wie
«24 Heures» berichtete, traf
Wirtschaftsminister Johann
Schneider-Ammann am Don-
nerstag die Chefs von Gewerk-
schaftsbund und Arbeitgeber-
verband. Fabian Renz

EUROPAPOLITIK Bundesrat 
Cassis will bis Mitte Oktober 
mit der EU in Sachen Rahmen-
abkommen am Ziel sein.


